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6 AZR 524/94
10 Sa 128/93 Baden-Württemberg Im Namen des Volkes!
Verkündet am 22. Dezember 1994 Urteil
Bartel,Reg.-Obersekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

/1

PP.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung am 22. Dezember 1994 durch den Vi­
zepräsidenten Dr. Peifer als Vorsitzenden, die Richter
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Prof. Dr. Jobs und Dr. Armbrüster sowie die ehrenamtlichen 
Richter Kamm und Bengs für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg
- Kammer 10 Freiburg - vom 26. April 1994
- 10 Sa 128/93 - teilweise aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Freiburg - Kammern Offen­
burg - vom 2. September 1993 - 10 Ca 174/93 - 
abgeändert.

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 
1.120,—  DM brutto nebst 4 % Zinsen aus dem 
sich ergebenden Nettobetrag seit dem 
15. März 1993 zu zahlen.
Es wird festgestellt, daß die Beklagte ver­
pflichtet ist, dem Kläger ab März 1993 eine 
monatliche Zulage in Höhe von 80,—  DM zu 
zahlen.
Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Die weitergehende Berufung und die weiterge­
hende Revision werden zurückgewiesen.

4. Die Kosten des Rechtsstreits hat die Beklagte 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob der Kläger als Mitarbeiter 
in einer Werkstatt für Behinderte in einem Heim Anspruch auf eine 
Zulage hat.

Der Kläger ist als Industriemeister bei der Beklagten in 
deren " Werkstätten für Behinderte" im Metallbereich, Ab­
teilung Fräsen, tätig. Dort werden Kundenaufträge erledigt. Der 
Kläger hat die Behinderten bei der Auftragsabwicklung zu betreuen
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und zu überwachen. Die Werkstätten und ein Wohnheim für Behinder­
te liegen auf dem gleichen Gelände. In dem Wohnheim sind 72, in 
Außenwohnungen 49 Behinderte untergebracht. Sie alle arbeiten 
ebenso wie weitere 114 außerhalb beider Einrichtungen wohnende 
Behinderte in den Werkstätten.

Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien finden kraft Verein­
barung die Arbeitsvertragsrichtlinien des Diakonischen Werkes 
- Innere Mission und Hilfswerk - der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (AVR) Anwendung. Gemäß § 2 des Arbeitsvertrages fin­
den die jeweiligen Einzelgruppenpläne (EGP) Anwendung. In der ab 
1. Januar 1992 geltenden Anmerkung 3 zu EGP 27 der AVR heißt es 
in Unterabsatz 1:

"Der Mitarbeiter ... erhält für die Dauer der Tä­
tigkeit in einem Erziehungsheim, einem Kinder­
oder einem Jugendwohnheim oder einer vergleichba­
ren Einrichtung (Heim) eine Zulage in Höhe von 
120,- DM monatlich, wenn in dem Heim überwiegend 
Behinderte im Sinne des § 39 BSHG ... ständig un­
tergebracht sind; sind nicht überwiegend solche 
Personen untergebracht, beträgt die Zulage 
60,- DM monatlich. Für Mitarbeiter in einer 
Werkstatt für Behinderte in einem Heim im Sinne 
des Unterabs. 1 erster Halbsatz beträgt die Zula­
ge 80,- DM monatlich.

Der Kläger erhielt nach der Regelung, die vor dem 1. Januar 
1992 galt, eine Zulage in Höhe von 60,—  DM monatlich, die die 
Beklagte nach diesem Zeitpunkt zunächst weiterzahlte. Die Beklag­
te stellte jedoch die Zahlung dieser Zulage ein und behielt mit 
der Abrechnung Februar 1993 den für den Zeitraum Januar 1992 bis 
Februar 1993 gezahlten Betrag in Höhe von 840,—  DM vom Lohn des 
Klägers ein.
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Der Kläger hat die Ansicht vertreten, ihm stehe als Arbeiter 
in einer Werkstatt für Behinderte in einem Heim ab dem 1. Januar 
1992 die in der Neuregelung vorgesehene monatliche Zulage in Höhe 
von 80,—  DM zu.

Der Kläger hat beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, an ihn
1.200,—  DM brutto nebst 4 % Zinsen seit Kla­
gezustellung zu zahlen,

2. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
ist, ihm eine monatliche Zulage von 80,—  DM 
zu zahlen,

hilfsweise,
die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 
840,—  DM brutto nebst 4 % Zinsen seit Klage­
zustellung zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hat den Anspruch abgelehnt, weil in dem Heim 
nicht überwiegend Personen mit wesentlicher Behinderung unterge­
bracht seien. Die in den Außenwohngruppen untergebrachten Perso­
nen seien leichter behindert und erledigten die häuslichen und 
sonstigen Arbeiten weitgehend selbständig. Ärztliche, psychiatri­
sche und sonstige Dienste, welche im Wohnheim bestünden, gebe es 
in den Außenwohngruppen nicht. Auch seien die Pflegesätze in den 
Außenwohngruppen erheblich niedriger als in dem Wohnheim.

5
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Mit 
der zugelassenen Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageabwei­
sungsantrag weiter. Der Kläger bittet um Zurückweisung der Revi­
sion.

E n t s c h e i d u n c r s g r ü n d e  :

Die Revision führt zur Abweisung des auf Leistung gerichte­
ten Hauptantrags des Klägers in Höhe von 80,—  DM. Im übrigen 
bleibt sie erfolglos.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Kläger sei Mit­
arbeiter in einer Werkstatt für Behinderte in einem Heim und habe 
daher Anspruch auf die monatliche Zulage, weil in dem Heim über­
wiegend Behinderte untergebracht seien. Werkstatt, Wohnheim und 
Außenwohngruppen stellten organisatorisch eine Einheit dar, so 
daß die im Wohnheim selbst untergebrachten mit den in den Außen­
wohngruppen untergebrachten Behinderten die Mehrheit der in der 
Werkstätte betreuten Behinderten bildeten.

Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts sind im Ergeb­
nis revisionsrechtlich nicht zu beanstanden.

II. Der Kläger hat seit dem 1. Februar 1992 nach Anmerkung 3 
Satz 2 zu EGP 27 der AVR Anspruch auf eine Zulage in Höhe von 
80,—  DM monatlich, so daß der Zahlungsantrag in Höhe von
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1.120,—  DM und der Feststellungsantrag ab März 1993 begründet 
sind.

1. Gemäß Anmerkung 3 Satz 2 i.V.m. Satz 1 Halbsatz 1 zu EGP 27 
der AVR erhält die Zulage ein Mitarbeiter in einer Werkstatt für 
Behinderte in einem Heim, "wenn in dem Heim überwiegend Behinder­
te im Sinne des § 39 BSHG ... ständig üntergebracht sind".

a) Der Kläger ist im Metallbereich, Abteilung Fräsen, der "
Werkstätten für Behinderte" als Industriemeister Mitarbeiter 

in einer Werkstatt für Behinderte in einem Heim.

aa) Bei dem Wohnheim der Beklagten handelt es sich, wie das 
Landesarbeitsgericht zu Recht angenommen hat, um ein Heim. Die 
Einrichtung wird zum Zwecke der Unterbringung von behinderten 
Volljährigen betrieben. Die Unterbringung umfaßt neben dem Über­
lassen der Unterkunft die Gewährung oder Vorhaltung von Verpfle­
gung und Betreuung.

bb) Die Werkstatt befindet sich in dem Heim, obwohl sie nicht im 
gleichen Gebäude wie das Heim untergebracht ist. Zwar könnte aus 
dem Wortlaut der Bestimmung geschlossen werden, daß sich die 
Werkstatt in dem Gebäude des Heims selbst befinden muß. Das Lan­
desarbeitsgericht hat jedoch zutreffend angenommen, daß auch eine 
räumlich-organisatorische Verknüpfung zwischen Werkstatt und Heim 
dieses Merkmal erfüllt, weil nach dem Sinn und Zweck der Regelung 
die besonderen Erschwernisse der Mitarbeiter im Umgang mit den 
Behinderten des Heimes in der Werkstatt durch die Zulage ausge­
glichen werden sollen (vgl. BAG Urteil, vom 28. September 1989
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- 6 AZR 166/88 - AP Nr. 4 zu §§• 22, 23 BAT Zulagen). Die Unter­
bringung von Werkstatt und Heim in verschiedenen Gebäuden kann 
nicht entscheidend sein, wenn neben der räumlichen Verbindung 
beider Einrichtungen durch die Lage auf demselben Gelände auch 
die vom Landesarbeitsgericht bindend festgestellte organisatori­
sche Einheit zwischen Werkstatt und Heim besteht. Die besonderen 
Erschwernisse des Mitarbeiters der Werkstatt durch den Umgang mit 
den Behinderten des Heimes sind in diesem Fall ebenso gegeben, 
wie das der Fall wäre, wenn Heim und Werkstatt sich in demselben 
Gebäude befänden.

b) In dem Heim sind auch überwiegend Behinderte im Sinne des 
§ 39 BSHG ständig untergebracht.

Dies folgt bereits daraus, daß die Bewohner des Heims nach 
den Feststellungen des Berufungsgerichts ausschließlich Behinder­
te im Sinne des § 39 BSHG sind.

Behinderte im Sinne dieser Bestimmung sind Personen, die 
nicht nur vorübergehend körperlich, geistig oder seelisch wesent­
lich behindert sind, und Personen mit einer anderen körperlichen, 
geistigen oder seelischen Behinderung (§ 39 Abs. 1 BSHG). Den Be­
hinderten stehen die von einer Behinderung bedrohten gleich (§ 39 
Abs. 2 Satz 1 BSHG). Die im Wohnheim untergebrachten 72 Behinder­
ten erfüllen unstreitig die Voraussetzungen des § 39 BSHG.

Zu Unrecht stellt die Revision darauf ab, daß in dem Wohn­
heim nicht überwiegend Behinderte mit wesentlichen Behinderungen 
untergebracht seien, weil die Behinderten in den Außenwohngruppen
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ebenfalls dem Wohnheim zuzurechnen seien. Diese wiesen jedoch 
keine wesentlichen Behinderungen auf. Es kann dahingestellt blei­
ben, ob es auf die 49 Behinderten in den Außenwohngruppen an­
kommt. Selbst wenn man sie den im Wohnheim untergebrachten Behin­
derten nicht zurechnet, sind diese mit 72 in der Überzahl. Außer­
dem ist der umfassenden Verweisung in Anmerkung 3 Satz 1 zu 
EGP 27 auf den gesamten § 39 BSHG zu entnehmen, daß es auf den 
Grad der Behinderung oder die Betreuungsbedürftigkeit durch ärzt­
liche, psychiatrische oder sonstige Dienste und die Fähigkeit, 
die häuslichen Angelegenheiten selbst zu besorgen und selbständig 
zu leben, ebensowenig ankommt wie auf den Umstand, daß für die 
Außenwohngruppen niedrigere Pflegesätze bestehen. Dies verkennt 
die Beklagte. Damit sind auch ihre formellen und materiellen Re­
visionsrügen, die die Behinderung der Personen in den Außenwohn­
gruppen betreffen, unerheblich.

c) Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts kommt es nicht 
darauf an, daß die Heimbewohner und die Bewohner der Außenwohnun­
gen zusammengenommen die außerhalb wohnenden 114 Behinderten, die 
ebenfalls in der Werkstatt betreut werden, zahlenmäßig überwie­
gen. Nach Anmerkung 3 zu EGP 27 der AVR ist allein entscheidend, 
daß in dem Heim überwiegend Behinderte im Sinne des § 39 BSHG 
ständig untergebracht sind und die Werkstatt sich in dem Heim be­
findet. Auf das Zahlenverhältnis in der Werkstatt kommt es nicht 
an.

2. Der mit der Zahlungsklage für den Monat Januar 1992 geltend 
gemachte Zulageanspruch in Höhe von 80,—  DM ist gern. § 45 Abs. 2
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AVR verfallen. Nach dieser Bestimmung müssen monatlich entstehen­
de Ansprüche auf Vergütung innerhalb einer Ausschlußfrist von 
12 Monaten nach Fälligkeit schriftlich geltend gemacht werden. 
Zulagen, die in Monatsbeträgen festgelegt sind, sind Vergütung, 
die am 15. des jeweiligen Monats fällig wird (§ 21 a Abs. 1 
Satz 1 AVR).

Der Kläger hat erst mit Schreiben vom 5. Februar 1993 die 
Zulage für den Monat Januar 1992 geltend gemacht, so daß dieser 
Anspruch verfallen ist.

III. Soweit der Hauptantrag begründet ist, steht der Hilfsantrag 
nicht zur Entscheidung des Senats. Begründet ist der auf Zahlung 
gerichtete Klageantrag zu 1 in Höhe von 1.120,—  DM. Dies ist die 
Zulage für die Monate Februar 1992 bis Februar 1993 in Höhe von 
jeweils 80,—  DM und der auf die Zulage entfallende Bestandteil 
der Jahressonderzahlung für 1992. Der auf Feststellung ab März 
1993 gerichtete zweite Hauptantrag ist in vollem Umfang begrün­
det.

Der Hilfsantrag steht somit nur insoweit zur Entscheidung 
des Senats, als er die einbehaltenen 60,—  DM für Januar 1992 be­
trifft, die dem Kläger nach der alten Zulagenregelung weiterge­
zahlt worden waren. Der Hilfsantrag ist jedoch unbegründet, weil 
dem Kläger ab 1. Januar 1992 eine Zulage nach der alten Regelung 
nicht mehr zustand. Ihm wäre vielmehr die Zulage nach der neuen 
Regelung zuzusprechen gewesen, wenn er sie rechtzeitig geltend 
gemacht hätte (vgl. oben II 2).
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IV. Der Zinsanspruch folgt aus' §§ 291, 288 Abs. 1
V

Satz 2 BGB; §§ 253, 261 ZPO.

V. Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 2, 
ZPO.

Dr. Peifer
Bengs

Dr. Jobs
Kamm

Dr.

, 284 Abs. 1

§ 97 Abs. 1

Armbrüster
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